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Stellungnahme von BDZV und VDZ 

zu „Creative Content in a European Digital Single Market: Challenges for the Future – 

A Reflection Document of DG INFSO and DG MARKT” 

 

 

Der Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger e.V. (BDZV) ist die Spitzenorganisation 

der Zeitungsverlage in Deutschland. Über seine elf Landesverbände sind dem BDZV mehr 

als 301 Tageszeitungen sowie 14 Wochenzeitungen einschließlich der zugehörigen 

Online-Angebote angeschlossen. Gemessen am Umsatz repräsentieren die BDZV-

Mitgliedsverlage 85 % des deutschen Zeitungsmarktes.  

 

Der Verband Deutscher Zeitschriftenverleger (VDZ) ist der Dachverband der deutschen 

Zeitschriftenverlage. Die Mitgliedsverlage des Verbands Deutscher Zeitschriftenverleger 

(VDZ) geben insgesamt über 3000 Zeitschriftentitel sowie zugehörige Online-Angebote 

heraus und verkörpern damit rund 90 % des deutschen Zeitschriftenmarktes. Über 95 % 

der VDZ-Mitglieder sind kleine oder mittlere Unternehmen. 

 

 

I. Executive Summary 

 

Im Zuge der Digitalisierung der Medien und der damit verbundenen großen Umbrüche in 

der Mediennutzung stehen die Verlage vor Herausforderungen bislang ungekannten 

Ausmaßes. Hinzu kommt die Bedrohung durch die gegenwärtige wirtschaftliche Krise, die 

bereits zu einem Rückgang der Werbeinnahmen der Verlage um bis zu 40 % geführt hat. 

Die neue Strategie der Europäischen Kommission für die Europäische Digitale Agenda 

wird mitentscheiden, ob die derzeitige Vielfalt professioneller Lesemedien zu allen 

Themen des Lebens in der Zukunft gesichert werden kann. 

 

Gerade Zeitungen und Zeitschriften stellen in großem Umfang ihre Inhalte im Internet zur 

Verfügung und sind somit Basis der wissensbestimmten Wirtschaft. Die freie Presse muss 

dringend als tragende Säule unserer Demokratie und Wissensgesellschaft in die 

Erwägungen der Kommission über die Zukunft des Urheberrechts und künftige 

Herausforderungen für kreative Online-Inhalte in der digitalen Welt mit einbezogen und 

berücksichtigt werden. 

 

Die deutschen Zeitungs- und Zeitschriftenverleger bedauern daher, dass die 

Herausforderungen, denen sie im Zuge der Digitalisierung gegenüber stehen, nicht in dem 
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Dokument der Kommission reflektiert werden. Es ist keinesfalls ausreichend, dass im 

allgemeinen Verlagsbereich lediglich der Buchverlagssektor Erwähnung findet. Jegliche 

Debatte über die Zukunft kreativer Online-Inhalte und die neue „Digital Agenda“ sollte 

immer auch die Herausforderungen und Bedeutung der freien Presse reflektieren und 

berücksichtigen. 

 

Die deutschen Zeitungs- und Zeitschriftenverleger sind der Auffassung, dass die teilweise 

von interessierten Kreisen vorgebrachten politischen Überlegungen zu einer 

Weiterentwicklung des Urheberrechts und insbesondere die Forderungen nach weiteren 

Schranken in eine falsche Richtung gehen. Der Schutz des Rechts des geistigen 

Eigentums ist wesentlich für den Fortbestand und die Weiterentwicklung der Presse sowie 

der gesamten Kreativwirtschaft. Weitere Einschränkungen des Urheberrechts der 

Zeitschriften und Zeitungen würden darauf hinauslaufen, den Absatz und die 

Finanzierungsmöglichkeiten der kostenintensiven Inhalte von Zeitungen und Zeitschriften 

weiter zu schwächen. 

 

Die Frage verwaister Werke muss sorgfältig diskutiert werden. Bereits bei der 

Begriffsbestimmung ist darauf zu achten, dass die Definition nicht so breit angelegt wird, 

dass auch eine Vielzahl von Werken, die noch dem Urheberrecht unterliegen, darunter 

fällt. Ein gesetzlicher Handlungsbedarf für die Regelung des Umgangs mit verwaisten 

Werken, z. B. in Form einer Ausnahmeregelung, besteht aus Sicht der deutschen 

Zeitungs- und Zeitschriftenverleger nicht.  

 

Etwaige Überlegungen in diese Richtung sollten allerdings berücksichtigen, dass sich auf 

europäischer Ebene die High Level Expert Group on Digital Libraries, die aus Vertretern 

von Bibliotheken, Archiven, Verlagen, Technologiefirmen und Wissenschaftlern besteht, 

bereits seit einiger Zeit im Rahmen der Initiative „i2010: Digitale Bibliotheken“ mit diesen 

Fragen beschäftigt und hierzu verschiedene Berichte und Empfehlungen veröffentlicht hat, 

die einvernehmliche Lösungsvorschläge der beteiligten Kreise beinhalten.  

 

Auch der Bedarf eines europäischen Urheberrechts wird von den deutschen Zeitungs- und 

Zeitschriftenverlegern erheblich in Zweifel gestellt. Eine solche Reform des Urheberrechts 

würde den bisherigen Rechtsrahmen der sieben Richtlinien wieder vollständig öffnen und 

somit das bisher erreichte Gleichgewicht zwischen den verschiedenen Interessen erheblich 

gefährden. Jedenfalls aber dürften national und kulturell gewachsenen Aspekte des 

Urheberrechts sowie bisherige Geschäftsmodelle nicht durch eine solche Reform gefährdet 

werden.  
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II. Vorbemerkung 

 

Wir bedanken uns für die Gelegenheit, zu „Creative Content in a European Digital Single 

Market: Challenges for the Future – A Reflection Document of DG INFSO and DG 

MARKT” Stellung nehmen zu können.  

 

Die deutschen Zeitungs- und Zeitschriftenverleger begrüßen, dass die Kommission in 

ihrem Reflexionspapier anerkennt, dass das Urheberrecht ein Grundpfeiler für Kreativität, 

kulturelle Vielfalt und einen wirtschaftlich dynamischen Online-Inhalte-Sektor darstellt und 

daher der Europäische Gesetzgeber verpflichtet ist, das Urheberrecht auch in einem sich 

kontinuierlich wirtschaftlich und technologisch entwickelnden Umfeld zu schützen. So hat 

sich die Kommission richtigerweise zum Ziel gesetzt, ein besseres Umfeld in der digitalen 

Welt für Urheber und Rechteinhaber durch die Gewährleistung einer angemessenen 

Vergütung für ihre kreative Arbeit zu schaffen. 

 

Bedauernswert ist allerdings, dass die Kommission in ihrem Reflexionspapier lediglich auf 

die Herausforderungen und technischen Entwicklungen der Musik-, Film, Buch und Spiele-

Industrie eingeht und dabei die herausragende Bedeutung der Zeitungs- und 

Zeitschriftenverlage für die wissensbestimmte Wirtschaft und kulturelle Vielfalt in Europa 

nicht anerkennt. Gerade Zeitungen und Zeitschriften stellen in großem Umfang ihre Inhalte 

im Internet zur Verfügung. Die freie Presse muss daher dringend als tragende Säule 

unserer Demokratie und Wissensgesellschaft in die Erwägungen der Kommission über die 

Zukunft des Urheberrechts und künftigen Herausforderungen für kreative Online-Inhalte in 

der digitalen Welt mit einbezogen und berücksichtigt werden. 

 

Im Zuge der Digitalisierung der Medien und der damit verbundenen großen Umbrüche in 

der Mediennutzung stehen die Verlage vor Herausforderungen bislang ungekannten 

Ausmaßes. Hinzu kommt die Bedrohung durch die gegenwärtige wirtschaftliche Krise, die 

bereits zu einem Rückgang der Werbeinnahmen der Verlage um bis zu 40 % geführt hat. 

Die neue Strategie der Europäischen Kommission für die Europäische Digitale Agenda 

wird mitentscheiden, ob die derzeitige Vielfalt professioneller Lesemedien zu allen 

Themen des Lebens in der Zukunft gesichert werden kann. Zeitungen- und 

Zeitschriftenverleger stehen seit jeher im Wettbewerb kreativer Inhalte und gehen auch die 

neuen Herausforderungen der digitalen Welt an. Allein die Politik bestimmt aber, ob die 

politischen und normativen Rahmenbedingungen die für jede Informationsgesellschaft 

lebensnotwendige Freiheit, Vielfalt und Wettbewerbsfähigkeit der Verlagsangebote 

unterstützen oder bedrohen.  

 

 

III. Herausforderungen der Zeitungs- und Zeitschriftenverleger im Zuge der 

Digitalisierung 

 

Demographische Entwicklung, verändertes Leseverhalten und Verlagerung eines 

zunehmenden Teils der Mediennutzung in das Internet führen dazu, dass die Leserzahlen 

nur durch eine Mehrfachpräsenz der Verlagsangebote mit papiergebundener Auflage und 

verschiedenen Online-Medien gehalten werden können. Den steigenden Kosten für das 
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Erreichen unveränderter Nutzerzahlen steht jedoch bislang keine gesicherte 

Refinanzierung gegenüber.  

 

Einerseits erhöhen allmählich nachgebende Papierauflagen den Stückkostenpreis und 

sind massive Investitionen in attraktive elektronische Angebote erforderlich. Andererseits 

sind für den ständig an Bedeutung gewinnenden elektronischen Angebotsteil nachhaltige 

Geschäftsmodelle immer noch fraglich. Dabei müssen die Verlage gleich in verschiedene 

elektronische Produkte investieren, um den Bedürfnissen der Internet-Nutzer 

nachzukommen. 

 

Zusätzlich zu den Printausgaben sind mehr oder weniger ähnliche Online-Angebote 

erforderlich, die teils identische, teils abgewandelte und teils eigenständige Artikel 

enthalten und vielfach um audiovisuelle Inhalte (insbes. Videoclips) ergänzt werden 

müssen. Die zweite, zunehmend nachgefragte, elektronische Angebotsgruppe besteht  

hauptsächlich aus Abruf-Videoclips. Als dritter Bereich sind die mobilen Anwendungen zu 

nennen, d. h. an die jeweiligen Mobildienstnetze und ihre Endgeräte angepasste 

elektronische Inhalte. Viertens ist die – noch in ihren Anfängen befindliche – Entwicklung 

einer elektronischen Entsprechung der Papierausgabe (E-Ink) zu nennen. Schließlich 

müssen die jeweils neuen Kommunikationsformen, wie etwa Communities oder Blogs, 

erforderlichenfalls auch in Verlagsangebote integriert werden. Daher muss schon die 

Analyse der Entwicklung von Technologie und kreativer Inhaltsangebote scheitern, wenn 

sie die Online-Presse ausschließt.  

 

Zeitungen und Zeitschriften sind mithin publizistisch wie wirtschaftlich zunehmend nur 

noch in ihrer Mehrfachpräsenz aus klassischer Ausgabe und Online-Auftritt begreifbar. 

Immer noch unklar ist jedoch, wie der fortdauernde publizistische Erfolg der 

technologieneutral verbreiteten journalistisch-redaktionellen Texte und Bilder nachhaltig 

finanziert werden kann. Zum einen wird die Monetarisierung der Printreichweite 

schwieriger und zum anderen erzielt die Onlinereichweite vielfach nur ca. ein Zehntel der 

Printerlöse.  

 

Die insgesamt steigenden Reichweiten zeigen, dass der publizistische Erfolg der Presse 

ungebrochen ist. Zeitschriften und Zeitungen erreichen mit ihren Print- und 

Onlineausgaben sogar mehr Leser denn je. Allerdings trägt diese Online-Reichweite nur 

unzureichend zur Gesamtfinanzierung bei. Dass der publizistische Erfolg der Online-

Presse bislang nicht um nachhaltige Finanzierungsmodelle ergänzt wird, liegt zunächst 

daran, dass Online-Vertriebserlöse jedenfalls bislang zumeist ausfallen oder höchstens 

untergeordnete Bedeutung haben. Aber auch die im Internet verbleibende 

Finanzierungsquelle der Werbung ist in Gefahr. Online können Dritte, wie Suchmaschinen 

und Aggregatoren, sehr einfach die kostenintensiv erstellte Online-Presse vereinnahmen, 

d. h. statt der Presse deren Inhalte mit eigener Werbung vermarkten und damit 

wirtschaftlich „rauben“. Es ist dabei eine der wichtigsten Aufgaben des Urheberrechts, die 

Grenze zwischen dem vielfach zulässigen Verweis auf fremde Inhalte und der durch 

Urheberrecht untersagbaren Übernahme fremder Inhalte in einer Weise zu ziehen, dass 

allein die Presse über die wirtschaftliche Verwertung ihrer Inhalte, sei es durch Verkauf 

oder mittels Werbung, entscheiden kann.  
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Angesichts der technischen Veränderungen der letzten Jahre reicht es jedoch nicht mehr 

aus, Angriffe auf das Urheberrecht und damit auf eine wesentliche Grundlage für die 

Tätigkeit der Zeitungs- und Zeitschriftenverlage abzuwehren. So ist im Internetzeitalter das 

Kopieren und unerlaubte gewerbliche Nutzen von digitalen Presseinhalten zu einem 

Massenphänomen geworden.  

 

Die publizistische Vielfalt und Qualität der Presse wird sich mittelfristig nur finanzieren 

lassen, wenn neben den Anstrengungen der Verlage auch die gesetzlichen 

Rahmenbedingungen der veränderten Realität angepasst und verbessert werden. 

Diskussionen um einen verbesserten Schutz der Rechte und Leistungen von Verlagen 

haben auch auf europäischer Ebene bereits begonnen. Die deutschen Zeitungs- und 

Zeitschriftenverleger sind gerne bereit, ihre Erfahrungen und Überlegungen zu diesem 

Thema bei Bedarf in die Diskussion einzubringen. 

 

Neben dem Schutz des Rechts des geistigen Eigentums als ein wesentliches Element für 

den Fortbestand und die Weiterentwicklung der Presse müssen auch die Vertriebs- und 

Werbefreiheit weiterhin garantiert werden. Leider sind aber gerade diese Grundpfeiler der 

freien Presse bereits auf vielen Ebenen bedroht durch verschärfte 

Datenschutzbestimmungen, die die unverzichtbare Abonnement-Leserwerbung 

erschweren, durch Beschlagnahme von Anzeigenraum durch Zwangsinformationen in 

Werbung bzw. Werbeverbote sowie durch zahlreiche Gesetzte, die zu einer Behinderung 

der journalistischen Arbeit führen (z.B. Sicherheitsgesetze). Zudem ist der Erhalt des 

reduzierten Mehrwertsteuersatz für klassische Zeitungen und Zeitschriften ein 

unverzichtbares Element zur Finanzierung der freien Presse. Auch eine weitere 

Absenkung des reduzierten Satzes darf kein Tabu mehr sein.  

 

Vor diesem Hintergrund erscheint es nun auch dringend angezeigt, den reduzierten 

Mehrwertsteuersatz auf die digitale Presse zu erstrecken. Bislang erzielen Online-

Presseangebote fast ausschließlich Werbeerlöse, die nicht ausreichen, um vielfältige 

journalistisch-redaktionelle Lesemedien in einer digitalisierten Welt nachhaltig zu 

finanzieren. Es wird deshalb für die Zukunftssicherung der Presse auch darauf 

ankommen, online Vertriebserlöse zu generieren. Das gelingt bereits in Einzelfällen, etwa 

bei E-Paper-Abonnements oder durch andere Formen des Verkaufs redaktioneller Inhalte 

(einzelne Artikel, Archivzugriffe, Presse auf Datenträgern etc.). Dabei sind selbst relativ 

geringere Deckungsbeiträge aus „paid content“ und ein damit verbundener reduzierter 

Mehrwertsteuersatz von größter Bedeutung für den Erhalt des Grundbedarfs der Presse. 

Sinn und Zweck des reduzierten Mehrwertsteuersatzes, die Unterstützung der 

Finanzierung freier und vielfältiger journalistisch-redaktioneller Lesemedien, gelten für die 

digitale-Presse in keinem geringeren Maße. 

 

Die deutschen Zeitungs- und Zeitschriftenverleger bedauern daher, dass die 

Herausforderungen, denen sie im Zuge der Digitalisierung gegenüber stehen, nicht in dem 

Dokument der Kommission reflektiert werden. Es ist keinesfalls ausreichend, dass im 

allgemeinen Verlagsbereich lediglich der Buchverlagssektor Erwähnung findet. Jegliche 

Debatte über die Zukunft kreativer Online-Inhalte und die neue „Digital Agenda“ sollte 
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immer auch die Herausforderungen und Bedeutung der freien Presse reflektieren und 

berücksichtigen. Obwohl die in dem Reflexionspapier aufgeführten möglichen 

Maßnahmen der Kommission auf europäischer Ebene nur auf die Herausforderungen der 

Online-Inhalte-Anbieter aus Musik-, Film- und Buchindustrie eingehen, fühlen sich daher 

auch die Zeitungs- und Zeitschriftenverleger veranlasst, zu diesen Punkten eine 

Stellungnahme abzugeben. 

 

Wir werden uns im Folgenden auf die Aspekte beschränken, die für Zeitungs- und 

Zeitschriftenverlage von besonderer Relevanz sind.  

 

 

IV. Verlage (Punkt 2.2 des Reflexionspapiers) 

 

Auch wenn in dem Abschnitt zu den spezifischen, die Verlage betreffenden Fragen, 

Zeitungs- und Zeitschriftenverlage nicht erwähnt werden, werden in diesem Abschnitt jedoch 

Aspekte angesprochen, die für Presseverlage von erheblicher Bedeutung sind.  

 

Anders als es nach den Ausführungen in diesem Absatz scheint, ist ein starkes Urheberrecht 

gerade kein Wettbewerbsnachteil – auch nicht im internationalen Vergleich -, sondern im 

Gegenteil: Der Schutz des Rechts des geistigen Eigentums ist wesentlich für den 

Fortbestand und die Weiterentwicklung der Presse sowie der gesamten Kreativwirtschaft.  

 

Etwaige Forderungen nach weiteren Schranken des Urheberrechts und nach etwaigen 

Lockerungen des Urheberrechtes zugunsten öffentlich zugänglicher Bibliotheken, Museen, 

Archive oder öffentlicher Forschungseinrichtungen sind daher zurückzuweisen. Jegliche 

Digitalisierung und Online-Zugänglichmachung darf nur unter voller Achtung der 

Urheberrechte erfolgen; weitere Beschränkungen des Urheberrechts sind abzulehnen. Statt 

weiterer Einschränkungen muss das Urheberrecht online gestärkt und so ausgestaltet 

werden, dass es die wirtschaftliche Verwertung des elektronischen Werkes im Rahmen 

markttauglicher Verwertungsketten ermöglicht.  

 

Für Zeitungs- und Zeitschriftenverlage gehen die geltenden Schrankenregelungen zugunsten 

der genannten Institutionen bereits mit nicht unerheblichen Einnahmeverlusten einher. 

Darüber hinaus zeigen die Erfahrungen mit den geltenden Ausnahmeregelungen auf 

nationaler Ebene, dass die öffentlichen Institutionen nicht immer garantieren, dass die ihnen 

eingeräumten Befugnisse nicht überschritten werden.  

 

Für eine Ausweitung des Anwendungsbereichs besteht aber auch kein Bedarf, da viele 

Verlage bereits für zahlreiche öffentliche Einrichtungen maßgeschneiderte Angebote und 

digitale Lösungen anbieten. Eine entsprechende Ausweitung würde dazu führen, dass die 

Nachfrage nach digitalen Angeboten der Verlage erheblich sinken würde, da die 

entsprechenden bzw. vergleichbaren Angebote aufgrund dieser Schrankenregelung für 

zahlreiche potenzielle Nutzer kostenfrei zu beziehen wären.   
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V. Zugang für den Verbraucher 

 

 

1. Ausnahmen 

 

Die deutschen Zeitungs- und Zeitschriftenverleger sind der Auffassung, dass die teilweise 

von interessierten Kreisen vorgebrachten politischen Überlegungen zu einer 

Weiterentwicklung des Urheberrechts und insbesondere die Forderungen nach weiteren 

Schranken in eine falsche Richtung gehen. Der Schutz des Rechts des geistigen 

Eigentums ist wesentlich für den Fortbestand und die Weiterentwicklung der Presse sowie 

der gesamten Kreativwirtschaft. Weitere Einschränkungen des Urheberrechts der 

Zeitschriften und Zeitungen würden darauf hinauslaufen, den Absatz und die 

Finanzierungsmöglichkeiten der kostenintensiven Inhalte von Zeitungen und Zeitschriften 

weiter zu schwächen.  

 

So haben deutschen Zeitungs- und Zeitschriftenverleger bereits in der Stellungnahme zum 

Grünbuch Urheberrecht der Kommission ihre große Sorge darüber betont, dass die 

aktuellen politischen Überlegungen der Kommission zu einer Weiterentwicklung des 

Urheberrechts unter Verkennung der tatsächlichen Problemlage der Presse in eine falsche 

Richtung gehen.  

 

Die in der Richtlinie 2001/29/EG bereits jetzt festgelegte erschöpfende Liste von 

Ausnahmen und Beschränkungen zum Zwecke der wissenschaftlichen Forschung sowie 

zu Gunsten von Bibliotheken und zu Gunsten von behinderten Menschen bietet schon 

heute eine ausgewogene Grundlage für die Förderung der wissensbestimmten Wirtschaft. 

Durch diese wird sowohl den Interessen von Bildung und Wissenschaft als auch denen 

der Rechteinhaber, wie z. B. Verlagen, Genüge getan.  

 

Die weitere Umsetzung dieser Ausnahmen sollte den Mitgliedstaaten überlassen bleiben – 

es besteht kein weiterer Bedarf für eine Harmonisierung. Eine Ausweitung der Liste der 

Ausnahmen insbesondere beim Online-Zugang zu Dokumenten sowie eine Verpflichtung 

der Mitgliedstaaten zur Einführung bestimmter Ausnahmen könnten zu massiven 

Eingriffen in die wirtschaftlichen Interessen der Zeitungs- und Zeitschriftenverlage führen. 

 

Die derzeit diskutierten weiteren Einschränkungen des Urheberrechts, sei es zu Gunsten 

von Bibliotheken, Archiven, Wissenschaftlern oder Suchmaschinen, würden alle darauf 

hinauslaufen, den Absatz und die Finanzierungsmöglichkeiten der kostenintensiven 

Inhalte von Zeitungen und Zeitschriften weiter zu schwächen, indem weitere Teile der 

jeweiligen Papier-Auflagen und Online-Lesevorgänge in guter Absicht, aber mit fatalen 

Folgen – nämlich ohne bzw. ohne von der Presse bestimmte Vergütung und 

Werbevermarktung – den Lesern zur Verfügung gestellt werden.  

 

Solche Initiativen verkennen die Zeichen der Zeit in einem erschreckenden Ausmaß. Tat-

sächlich besteht die dringende Notwendigkeit, auch und gerade im Rahmen des Urhe-

berrechts vor allem darüber nachzudenken, wie umgekehrt die schwindenden Finan-

zierungsmöglichkeiten der Presse stabilisiert bzw. verbessert werden können. Presse 
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kann nur dann unabhängig, frei, vielfältig und wettbewerbsfähig sein, wenn sie sich im ge-

sellschaftlichen Raum marktwirtschaftlich frei finanzieren kann. 

 

 

2. Verwaiste Werke 

 

Die Frage verwaister Werke muss sorgfältig diskutiert werden. Bereits bei der 

Begriffsbestimmung ist darauf zu achten, dass die Definition nicht so breit angelegt wird, 

dass auch eine Vielzahl von Werken, die noch dem Urheberrecht unterliegen, darunter 

fällt. Eine zu weitgehende Begriffsbestimmung der verwaisten Werke würde dazu führen, 

dass Bibliotheken, aber auch kommerzielle Nutzer und Suchmaschinen Werke, die an sich 

noch urheberrechtlich geschützt sind, für ihre Zwecke (aus-)nutzen könnten. Sie hätte 

auch den Effekt, dass der berechtigte urheberrechtliche Grundsatz einer vorherigen 

Genehmigung von Vervielfältigungshandlungen durch den Rechteinhaber nicht mehr zur 

Anwendung käme.  

 

Im Hinblick auf die von der Kommission in ihrer Mitteilung zum Grünbuch Urheberrecht 

angekündigte Folgenabschätzung ist es ganz zentral, dass kein horizontaler Ansatz 

gewählt, sondern eine branchenspezifische Betrachtung vorgenommen wird. Die 

Ausgangslage der einzelnen Branchen ist jeweils getrennt zu bewerten, um anschließend 

die wirtschaftlichen Auswirkungen – und Risiken – einer Massendigitalisierung verwaister 

Werke feststellen zu können. So gilt z. B. für die Zeitungs- und Zeitschriftenbranche, dass 

einfache Wege bestehen, auf denen die Rechteinhaber herausgefunden werden können. 

Denn es ist möglich, sich in erster Linie an die Verlage selbst zu wenden, die in aller Regel 

noch fortbestehen. Daneben können Auskünfte aber auch bei den Verlegerverbänden, 

den Journalistengewerkschaften oder den Verwertungsgesellschaften eingeholt werden. 

Insoweit gilt es festzuhalten, dass verwaiste Werke nicht vorliegen, wenn der 

Rechteinhaber auf einfache Art und Weise ermittelt werden kann.  

 

Ein gesetzlicher Handlungsbedarf für die Regelung des Umgangs mit verwaisten Werken, 

z. B. in Form einer Ausnahmeregelung, besteht somit aus Sicht der deutschen Zeitungs- 

und Zeitschriftenverleger nicht. 

 

Auch bei den verwaisten Werken gilt es, noch einmal darauf hinzuweisen, dass es bereits 

eine Vielzahl von Lösungen am Markt gibt. So bestehen zum einen zahlreiche 

Vereinbarungen zwischen Verlagen und Bibliotheken, zum anderen gibt es auch ein 

internationales Netzwerk von Pressedatenbanken („Press databases and licensing 

network [PDLN]“), in dem Verlage ihre Lizenzierungsaktivitäten koordinieren. Damit gibt 

die Praxis der Zeitungsverlage bereits heute Antworten auf bestehende praktische 

Probleme.  

 

Die deutschen Zeitungs- und Zeitschriftenverlegern sehen daher auch keinen Bedarf an 

dem angesprochenen System der erweiterten kollektiven Lizensierung für verwaiste 

Werke. Die Verleger würden dadurch die Kontrolle über ihre Inhalte verlieren. Verlage 

lizensieren ihre Inhalte direkt und verhandeln selbständig dementsprechende vertragliche 
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Vereinbarungen. Auch im digitalen Markt müssen Verlage in der Lage sein, die Nutzung 

ihrer Inhalte selbständig zu vereinbaren. 

 

Etwaige Überlegungen in diese Richtung sollten allerdings berücksichtigen, dass sich auf 

europäischer Ebene die High Level Expert Group on Digital Libraries, die aus Vertretern 

von Bibliotheken, Archiven, Verlagen, Technologiefirmen und Wissenschaftlern besteht, 

bereits seit einiger Zeit im Rahmen der Initiative „i2010: Digitale Bibliotheken“ mit diesen 

Fragen beschäftigt und hierzu verschiedene Berichte und Empfehlungen veröffentlicht hat, 

die einvernehmliche Lösungsvorschläge der beteiligten Kreise beinhalten.  

 

Sofern eine Regelung der Nutzung verwaister Werke angedacht wird, die nicht durch die 

bereits geltenden Schrankenregelungen abgedeckt ist, sollte sichergestellt werden, dass 

dies nur dann ermöglicht werden sollte, wenn der Rechteinhaber des jeweiligen Werkes 

trotz angemessener Suche nicht ausfindig gemacht werden konnte. Als Anhaltspunkt für 

den Aufwand der zu tätigenden Recherchen bzw. für einzelne Prüfkriterien können die 

Kriterien herangezogen werden, die von der Europäischen Kommission in ihrem Appendix 

zu dem Joint Report im Rahmen der Initiative „i2010: Digitale Bibliotheken“ von 

verschiedenen Arbeitsgruppen als Richtlinien für verwaiste Werke im Textbereich 

aufgeführt werden und die in der Arbeitsgruppe „Text“ unter anderem von den 

Europäischen Verlegerverbänden eingebracht wurden.  

 

Eine gesetzliche Regelung sollte außerdem festlegen, ob und ggf. in welcher Höhe ein 

finanzieller Ausgleich für die Nutzung des Werkes gezahlt werden muss, wenn der 

Rechteinhaber im Nachhinein bekannt wird. Es bietet sich an, in diesem Zusammenhang 

festzulegen, dass der finanzielle Ausgleich auf eine „angemessene Entschädigung“ 

begrenzt sein sollte, wobei diese angemessene Entschädigung im Allgemeinen einer 

Lizenzgebühr entsprechen sollte, die angefallen wäre, wenn Verhandlungen zwischen 

dem Nutzer und dem Rechteinhaber stattgefunden hätten.  

 

Erforderlich wäre dann allerdings auch die Regelung möglicher Haftungsfragen. 

Notwendig erscheint zunächst eine Regelung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit des 

Nutzers, wonach diese dann entfallen könnte, wenn der Nutzer vor Veröffentlichung eine 

angemessene und erfolglos verlaufende Suche nach dem Urheber durchgeführt hat. 

Darüber hinaus erscheint eine Beschränkung des Unterlassungsanspruchs dergestalt 

sinnvoll, dass der nachträglich bekannt gewordene Nutzer jedenfalls keine 

Schadensersatzansprüche für die Vergangenheit geltend machen können soll. 

 

 

VI. Zugang für den kommerziellen Nutzer 

 

 

1. Pan-Europäische oder Multiterritoriale Lizensierung 

 

Die Frage der grenzüberschreitenden Lizenzierung ist nicht von großer (wirtschaftlicher) 

Bedeutung für die Zeitungs- und Zeitschriftenverlage, da sie aufgrund ihrer sprachlichen und 
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kulturellen Gebundenheit ihre Inhalte im Wesentlichen auf nationaler, regionaler und lokaler 

Ebene vertreiben.  

 

Um dennoch  die auf dem internationalen Markt bestehende Nachfrage nach einem 

vereinfachten Angebot zu beantworten, arbeiten die Pressedatenbanken der Verlage derzeit 

an der Schaffung eines internationalen Netzwerks von Pressedatenbanken („Press 

databases and licensing network [PDLN]“).  

 

Das PDLN Netzwerk, dem auch die deutsche Presse-Monitor-Gesellschaft (PMG) 

angeschlossen ist, verbindet Unternehmen und Organisationen von Verlagen,  die im 

Bereich der Lizenzierung Artikeln aus Zeitungen und Zeitschriften tätig sind und/oder digitale 

Artikel für elektronische Pressespiegel bereitstellen und die entsprechend den jeweiligen 

nationalen Bestimmungen des Urheberrechts im wirtschaftlichen Interesse der Verlage 

handeln. 

 

Es zielt darauf ab, die Interessen der Verlage im digitalen Zeitalter im Hinblick auf das 

Angebot von Pressespiegeln und Presse-Monitoring zu schützen und gleichzeitig effiziente 

marktwirtschaftliche Lösungen für die internationale Lizenzierung von Presseartikeln für 

Inhalt-Anbieter, Vermittler und Nutzer zu entwickeln und zu fördern.  

 

 

2. Europäisches Urheberrecht oder Vollharmonisierung des Urheberrechts 

 

Die Kommission stellt in ihrem Reflexionsdokument die Schaffung eines europäischen 

Urheberrechts in Aussicht. Art. 118 des am 1. Dezember 2009 in Kraft getretenen Lissabon-

Vertrags würde dafür die rechtliche Grundlage schaffen. Denkbar sei demnach auch ein 

europäischer Lizenzierungsprozess für Geistiges Eigentum für Online-Dienstleistungen. 

 

Der Bedarf eines europäischen Urheberrechts wird von den deutschen Zeitungs- und 

Zeitschriftenverlegern erheblich in Zweifel gestellt. Eine solche Reform des Urheberrechts 

würde den bisherigen Rechtsrahmen der sieben Richtlinien wieder vollständig öffnen und 

somit das bisher erreichte Gleichgewicht zwischen den verschiedenen Interessen erheblich 

gefährden. Die Verlage haben ihre Geschäfts- und Lizenzierungsmodelle auf der Grundlage 

der bestehenden EU-Rechtsvorschriften unter Berücksichtigung der nationalen 

Besonderheiten (z.B. der Ausgestaltung der Ausnahmeregelungen von 

Urheberrechtsverletzungen) aufgebaut. Ein erneutes Öffnen dieser Gesetzgebungsverfahren 

und eine im Reflexionsdokument der Kommission angesprochene verpflichtende Regelung 

der Ausnahmen würde die Marktsituation und Finanzierungsquellen der Verlage erheblich 

beeinträchtigen, vielleicht sogar gänzlich in Frage stellen. 

 

Jedenfalls aber dürften national und kulturell gewachsenen Aspekte des Urheberrechts 

sowie bisherige Geschäftsmodelle nicht durch eine solche Reform gefährdet werden.  

 

Die deutschen Zeitungs- und Zeitschriftenverleger halten im Fall einer erneuten Öffnung des 

europäischen Rechtsrahmens für Urheberrecht eine eingehende Folgenabschätzung unter 

Berücksichtigung der unterschiedlichen Bedürfnisse, Besonderheiten, Herausforderungen 
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und Ziele aller kreativen Online-Inhalteanbieter für unabdingbar. Dabei darf vor allem die 

Presse nicht außer Acht gelassen werden, wie es in diesem Dokument der Kommission 

geschehen ist. 

 

 

3. Neue Geschäftsmodelle und alternative Vergütungsmodelle 

 

Technische Entwicklung und insbesondere die Digitalisierung beeinflussen die Zeitschriften- 

und Zeitungsbranche nachhaltig. Hinsichtlich der Herausforderungen der Presse im Zuge der 

Digitalisierung wird auf den einleitenden Teil der Stellungnahme verwiesen. Zeitschriften- 

und Zeitungsverlage stellen sich den Herausforderungen, die mit den technologischen 

Veränderungen einhergehen. Neue Geschäftsmodelle werden diskutiert, entwickelt und 

gefördert.  

 

Wie bereits im allgemeinen Teil dieser Stellungnahme dargelegt, wird sich die publizistische 

Vielfalt und Qualität der Presse mittelfristig nur finanzieren lassen, wenn neben den 

Anstrengungen der Verlage auch die gesetzlichen Rahmenbedingungen der veränderten 

Realität angepasst und verbessert werden. Neben dem Schutz des Rechts des geistigen 

Eigentums als ein wesentliches Element für den Fortbestand und die Weiterentwicklung der 

Presse müssen auch die Vertriebs- und Werbefreiheit weiterhin garantiert werden. 

 

Es ist für den Erhalt der freien und unabhängigen Presse von grundlegender Bedeutung, 

dass der Gesetzgeber die Presse als Grundpfeiler der Demokratie und wissensbestimmten 

Gesellschaft bei der Betrachtung der künftigen Herausforderungen für kreative Online-

Inhalteanbieter mit einbezieht. Dabei darf eine Überarbeitung des Urheberrechtsrahmens 

weder bereits existierende noch künftige Geschäfts- und Vergütungsmodelle behindern. 

 

Die wichtigste Voraussetzung für inhaltlich interessante, vielfältige und wettbewerbsfähige 

Angebote der Verlage ist die konsequente Sicherung der Presse- und Meinungsfreiheit auf 

nationaler und europäischer Ebene. Dies muss technologieneutral über alle 

Verbreitungswege und Medientypen hinweg geschehen. Besondere Bedeutung erlangt der 

Schutz der Meinungs- und Pressefreiheit vor dem Hintergrund der im Zusammenhang mit 

der Diskussion über alternative Vergütungsmodelle vorgebrachten Forderung, die 

technischen Verbreiter (wie Internet-Service-Provider) zu einer Kompensation für illegales 

File-Sharing oder unberechtigte Vervielfältigungen zu verpflichten. Letztendlich liefe dies auf 

eine inhaltliche Kontrolle durch die technischen Verbreiter hinaus.  

 

Zeitungs- und Zeitschriftenverlage haben als Urheberrechtsverwerter einerseits ein Interesse 

an der Durchsetzung der Inhaltsschranke des Urheberrechts, sind aber andererseits auf eine 

robuste Presse- und Meinungsfreiheit angewiesen, die durch eine inhaltliche Kontrolle 

insbesondere seitens technischer Verbreiter gefährdet ist. Das Rechtssystem soll Wege 

bereit stellen, um die Verfolgung von Urheberrechtsverletzungen praktikabel zu ermöglichen. 

Dabei dürfen aber die mühsamen Errungenschaften rechtsstaatlicher und grundrechtlicher 

Freiheit nicht beseitigt werden. Es soll also möglich sein, Namen und Adressen von 

Verletzern zu erfahren, um sie dann im Wege des gerichtlichen Rechtsschutzes in Anspruch 

nehmen zu können. Wenn die Ermittlung der Namen und Adressen – warum auch immer – 
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zu schwierig ist, muss man dieses Problem lösen, darf aber nicht die technischen Verbreiter 

zur inhaltlichen Kontrolle bzw. zu inhaltlich motivierten Eingriffen ermächtigen oder sie gar 

dazu verpflichten. Die Ausbreitung dieser Kontrolle auf andere Inhaltsschranken und andere 

Gebiete wäre nicht zu stoppen.  

 

 

VII. Schutz der Rechteinhaber 

 

Die deutschen Zeitungs- und Zeitschriftenverleger bedauern, dass die Kommission auch 

bei ihren Ausführungen zum Schutz der Rechteinhaber lediglich auf die Musik-, Film-, 

Buch- und Spiele-Industrie eingeht. Ein starker Urheberrechtsschutz ist 

Grundvoraussetzung der freien Online-Presse. Es ist dabei eine der wichtigsten Aufgaben 

des Urheberrechts, die Grenze zwischen dem vielfach zulässigen Verweis auf fremde 

Inhalte und der durch das Urheberrecht untersagbaren Übernahme fremder Inhalte in 

einer Weise zu ziehen, dass allein die Presse über die wirtschaftliche Verwertung ihrer 

Inhalte, sei es durch Verkauf oder mittels Werbung, entscheiden kann. Wie bereits unter 

Punkt III. dargelegt, haben auch auf europäischer Ebene bereits Diskussionen um den 

verbesserten Schutz der Rechte und Leistungen von Verlagen begonnen. Soweit hierzu 

ein weiterer Diskussionsbedarf besteht, sind die deutschen Zeitungs- und 

Zeitschriftenverleger gerne bereit, mit ihren Überlegungen und Erfahrungen ihren Beitrag 

zu leisten. 

 

Die derzeit in den europäischen Mitgliedstaaten geltenden Systeme der kollektiven 

Rechtewahrnehmung haben sich ausgehend von den jeweiligen nationalen rechtlichen 

und tatsächlichen Gegebenheiten und Besonderheiten entwickelt und bewährt. Die 

entsprechenden Verwertungsgesellschaften werden regelmäßig staatlich genehmigt und 

überwacht. Für etwaige Bedenken bezüglich Leitung dieser Gesellschaften oder deren 

Transparenz ist daher kein Raum. Ein Bedarf für eine Regelung auf europäischer Ebene 

besteht nicht.  

 

 

Berlin, den 5. Januar  2010 
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